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A. Mündliche Fragen gemäß L der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


l. Abgeordneter 

Dr. Enders 


2. Abgeordneter 

Flämig 


3. Abgeordneter 

Haase 

(Kellinghusen) 


4. Abgeordneter 

Haase 

(Kellinghusen) 


5. Abgeordnete 

Frau Jacobi 
(Marl) 


6. Abgeordnete 

Frau Jacobi 
(Marl) 

7. Abgeordneter 

Dr. Gölter 


8. Abgeordneter 

Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
wirken, den Termin für die mündliche Reife- 
prüfung in den Bundesländern so rechtzeitig 
anzusetzen, daß die Abiturienten ihr Studium 
noch zum jeweiligen Sommersemester aufneh- 
men können? 

Hat die Bundesregierung bereits die Mitglie- 
der in dem neu zu bildenden Wissenschaftsrat 
der Gemeinsamen Forschungsstelle der Euro- 
päischen Gemeinschaften (Ispra) benannt, und 
wenn nein, welche Gründe liegen für die Ver- 
zögerung vor? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Zeitsol- 
daten Z 12 und Z 15, die nach Abschluß ihrer 
Dienstzeit eine Fachhochschule besuchen wol- 
len, die erforderliche Fachhochschulreife im 
Rahmen der Berufsförderung zwar erlangen 
können, die dafür notwendige Zeit von zwei 
Jahren jedoch nicht zur Verfügung steht? 

Ist die Bundeslegierung bereit, die Vorschrif- 
ten über die Berufsförderung so zu verändern, 
daß die Erlangung der Fachhochschulreife ohne 
zusätzliche Schwierigkeiten möglich ist? 

Hat die Bundesregierung bei ihrer Bildungs- 
planung schon einmal den Bedarf an Akade- 
mikern nach einzelnen Wissensgebieten und 
Berufssparten errechnet? 

Wann gedenkt die Bundesregierung, solche 
Zahlen zur Grundlage ihrer Planung zu ma- 
chen und zu veröffentlichen? 

Ist dem Bundesminister für Bildung und Wis- 
schaft bekannt, daß ein Beamter seines Hauses, 
Herr Dr. Wilhelmi, sich in einer Rundfunk- 
diskussion des Senders Freies Berlin am 
5, Februar 1971 von verschiedenen Punkten 
des Hochschulrahmengesetzentwurfs der Bun- 
desregierung distanzierte und wörtlich aus- 
führte, er könne sich in diesen Punkten nicht 
mit der Meinung seines Ministers identifizie- 
ren? 

Welche Maßnahmen, die zur Milderung bzw. 
zur Beseitigung des Lehrermangels beitragen 
können, beabsichtigt die Bundesregierung den 
Ländern vorzuschlagen und im Rahmen von 
Vereinbarungen mit den Ländern zu fördern? 
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9. Abgeordneter Trifft es zu, daß Ausbildungkommission und 
Weigl Forschungskommission des Fachbereichs 11 der 

Freien Universität Berlin den Entwurf einer 
Promotionsordnung vorgelegt haben, der ge- 
eignet ist, den an der FU in Berlin erworbenen 
Grad eines Dr. phil. im Ausland zu entwerten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


10. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung die im Ge- 

Dr. Apel setz zum Schutz gegen Fluglärm vorgesehe- 

nen Durchführungsverordnungen erlassen, da- 
mit die in diesem Gesetz vorgesehenen Maß- 
nahmen zugunsten der Flugiärmgeschädig- 
ten so schnell wie möglich in Kraft gesetzt 
werden können? 

11. Abgeordnete Gibt es eine Möglichkeit, Waschmittelherstel- 
Frau Dr. Orth 1er dazu zu veranlassen, die in ihren Produk- 
ten v erv/a ndte Menge an Phosphat auf den 
Paketen anzugeben? 

12. Abgeordneter Trifft es zu, daß von Elektrizitätswerken, de- 

Dr. Evers len Kapital sich teilweise, überwiegend oder 

ganz in öffentlichem Eigentum befindet, eine 
unerträgliche Umweltbceinträchtigung betrie- 
ben wird, indem sie durch das Absenken des 
Wasserspiegels von Stauseen zur Elektrizitäts- 
gewinnung das Landschaftsbiid verunstalten 
und den Erholungswert der Landschaft für eine 
immer größer werdende Zahl von Menschen 
beeinträchtigen, das mit dem Grundgesetz 
kaum vereinbar scheint? 

13. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Ausschöp- 

Dr. Evers lung der ihr bereits jetzt nach Artikel 75 des 

Grundgesetzes zustehenden Rahmenkompe- 
tenz geeignete Schritte zu unternehmen, um 
das Interesse der Allgemeinheit an einer mög- 
lichst unversehrten Landschaft gegenüber den 
kommerziell oder technisch bedingten Bestre- 
bungen der Elektrizitätswerke nach kontinu- 
ierlicher Elektrizitätserzeugung zu sichern? 

14. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die aus den USA 

Bay kommenden Berichte über schwere Umwelt- 

schäden als Folge unterirdischer Industrieab- 
fall-Deponien bekannt, und ist sie gewillt, ähn- 
liche Entwicklungen in unserem Land von 
vornherein zu verhindern? 

15. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu dem in ei- 

Dr. Slotta nem Vortrag in der Evangelischen Akademie 

Tutzing und dann in der Presse behandelten 
Vorschlag von Prof. Dr. Neuloh, Saarbrücken, 


3 



Drucksache Vl/2132 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


den Gastarbeitern unter bestimmten Voraus- 
setzungen) stufenweise nach Dauer des Auf- 
enthalts und des Familienstatus), den Erwerb 
einer doppelten Staatsangehörigkeit zu ermög- 
lichen, um sie als Teil der Bevölkerung schnel- 
ler und reibungsloser zu integrieren? 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher 
Weise das Orgamsationskomitee für die Spiele 
der XX. Olympiade 1972 in München und in 
Kiel das Ausland über die Vorbereitungen der 
Olympischen Spiele 1972 informiert? 

Hält es die Bundesregierung für möglich, daß 
mehr noch als bisher die diplomatischen Ver- 
tietungen und Institute der Bundesrepublik 
Deutschland im Ausland die Informationsbe- 
mühungen des Organisationskomitees für die 
Spiele der XX. Olympiade 1972 unterstützen? 

Hat die Bundesregierung - - ähnlich wie die 
USA — Erhebungen angestcllt, in welchem 
Ausmaß sich die Verwendung von Einweg- 
flaschen in der Bundesrepublik Deutschland 
durchgeset/t hat? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung im Falle eines ansteigenden Trends, die 
V^erwmndung von Einwegflaschen zu beschrän- 
ken, um diesem Müllproblem rechtzeitig ent- 
gegen wirken zu können? 

20. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Che- 

Konrad mischen VV^erke Hüls in Marl, gegebenenfalls 

in welchem Umfang, mit ihren Abwässern 
Quecksilber in die Lippe einleitet, und wmlche 
Abwehrmaßnahmen kämen nach Auffassung 
der Bundesi egierung in Befracht? 

21. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für richtig, daß 

Pierolh qualifizierte Absolventen von Sonderschulen 

keine den Volksschülern gleichartige Mög- 
lichkeit erhalten, die einfache Laufbahn im 
Bundesdienst anzutreten, und ist die Bundes- 
regierung ggf. bereit, Maßnahmen zu treffen, 
damit dieser Mißstand beseitigt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


22. Abgeordneter ln welchem Stadium befinden sich die Vorbe- 
Dr. Arnold reitungen für ein neues Gesetz betreffend die 

Gesellschafien mit beschränkter Haftung? 


19. Abgeordneter 

Witlmann 


18. Abgeordneter 

Wittmann 


17. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 


16. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 
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23. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die 

Frau Dr. Diemer- Vorschrift über die Zulassung von Rechtsan- 
Nicolaus walten in den Bundesländern Baden-Württem- 

berg und Bayern nicht bewährt hat, weil sie 
jüngere Anwälte gegenüber älteren Anwälten, 
die bei dem Inkrafttreten der Bundesrechtsan- 
waltsordnung beim Landgericht und Oberlan- 
desgericht zugelassen waren, benachteiligt? 

24. Abgeordneter Wieviel Stellungnahmen welchen Inhalts ha- 

Roser ben die Organe des Bundes in Sachen Sexual- 

strafrechtsreform während der 6. Legislatur- 
periode erreicht, und wie viele Bürger haben 
sich in welchem Sinne dazu geäußert? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


25. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung den 

Matthöfer Steuerausfall, der in den Jahren 1969 und 1970 

durch die Möglichkeit der Absetzung von Be- 
wirtungskosten und ähnlichen Spesen als Be- 
triebsausgaben entstanden ist? 

26. Abgeordneter Welche Gründe veranlassen das Bundesfinanz- 

von Alten- ministerium, die Produktionsabgabe der Rü- 

Nordheim benanbauer als eine Entgeltminderung anzu- 

sehen, obwohl diese — nach der Verordnung 
über die Erhebung einer Produktionsabgabe 
für Zucker vom 13. Mai 1969 — doch unbe- 
stritten eine öffentliche Abgabe sein dürfte? 

27. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung, die Vergünsti- 

Dr. Pohle gungen nach dem Investitionszulagengesetz 

(Artikel 1 des Steueränderungsgesetzes 1969) 
einzuscbränken, wenn ja, in welchem Umfang, 
zu welchem Zeitpunkt und aus welchen Grün- 
den? 

28. Abgeordneter Entspricht die Erklärung des Bundeswirt- 

Dr. Pohle schaftsministers im Deutschen Fernsehen am 

27. April, zur Bekämpfung der hausgemachten 
Inflation sei eine sparsame Haushaltspolitik 
der Öffentlichen Hand und eine „sehr harte 
drastische Konsolidierung der mittelfristigen 
Finanzplanung" erforderlich, der Auffassung 
der Bundesregierung? 

29. Abgeordneter Ist sichergestellt, daß die in der Entwicklungs- 

Roser hilfe, insbesondere auch in privaten Organi- 

sationen tätigen deutschen Helfer und Exper- 
ten an den Vergünstigungen der Vermögens- 
bildung, des Prämiensparens, Bausparens usw. 
teilhaben? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


30. Abgeordneter 

Lampersbach 


31. Abgeordneter 

Lampersbach 


32. Abgeordneter 

Schedl 


33. Abgeordneter 

Dr. Hauff 


34. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


35. Abgeordneter 

Leicht 


36. Abgeordneter 

Leicht 


37. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


Ist es der Bundesregierung bekannt, daß mit- 
telständische Firmen als Zulieferer zu Groß- 
firmen immer mehr genötigt werden, auf die 
Markenbezeichnung ihres eigenen Produkts zu 
verzichten und statt dessen eine von der Ab- 
nehmerfirma bezeichnete Marke anzugeben, 
die sich häufig mit dem Namen der Abnehmer- 
firma deckt? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß eine 
solche Entwicklung für viele Zulieferbetriebe 
schweren wirtschaftlichen Schaden heraufbe- 
schwören würde und ihr deshalb durch gesetz- 
geberische oder sonstige gesetzliche Maßnah- 
men entgegengewirkt werden sollte? 


Glaubt die Bundesregierung, daß auch in 
schwierigen wirtschaftspolitischen Situationen 
die Tarifautonomie der Sozialpartner aufrecht- 
erhalten werden kann, oder neigt sie im Rah- 
men der „Inneren Reformen'" zu einer zeitwei- 
ligen Aussetzung, um Stabilität und Währung 
zu erhalten? 


Welche statistischen Zahlen rechtfertigen nach 
Meinung der Bundesregierung den außeror- 
dentlich starken Anstieg der Versicherungsta- 
rife für Motorräder und Motorroller? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die be- 
drängte Situation der Granitindustrie in Ost- 
bayern, in die sie durch die hohen Importe 
von Bord- und Pflastersteinen für den Stras- 
senbau geraten ist? 


Worauf stützt die Bundesregierung die von 
Bundesminister Ehmke gemäß Pressemeldung 
(Rundschau am Sonntag vom 28. März 1971) 
aufgestellte Behauptung, daß 1970 das beste 
Wirtschaftsjahr in der Geschichte der Bundes- 
republik Deutschland gewesen sei? 


Ist die Bundesregierung bereit zuzugeben, daß 
die Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1970 
nach den Berechnungen der OECD im Ver- 
gleich zu den anderen bedeutsamen Industrie- 
nationen die höchste Preissteigerungsrate des 
Bruttosozialprodukts gehabt hat? 

Wie beurteilt die Bundesregierung langfristig 
die wirtschaftliche Entwicklung im immer noch 
von strukturellen Veränderungen betroffenen 
Ruhrgebiet, nachdem bekannt wurde, in wei- 
cher finanziellen Not sich die Kohle-Einheits- 
Gesellschaft befindet? 
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38. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Ansicht 
Vogt des Vorsitzenden des Sachverständigenrates 

zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung, Professor Norbert Kloten, daß 
der Eckwert zur Preisentwicklung im Jahres- 
wirtsdiaftsbericht nicht realisiert werden kann 
und daß sogar die ungünstige Vier-Prozent- 
Variante als voraussichtlich zu optimistisch 
angesehen werden muß? 

Hält die Bundesregierung die Prognose der 
Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände 
für realistisch, daß der Lebenshaltungskosten- 
index bereits Mitte dieses Jahres die Fünf- 
Prozent-Grenze überschreiten wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


40. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Vor- 

Löffler schlage, die in der VPK (Verbraucher-Politi- 

sche-Korrespondenz) vom 20. April 1971 zur 
Vermeidung der härtesten Auswirkungen des 
Schweinezyklus unterbreitet worden sind? 

41. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine entspre- 

Löffler chende Ergänzung der EWG-Schweinemarkt- 

ordnung in Brüssel anzuregen? 

42. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die auf Grund der 

Dr. Ahrens Verordnung zum Schutz gegen die Tollwut 

angeordnete Vergasung von Füchsen für ein 
geeignetes und angemessenes Mittel zur Be- 
kämpfung dieser Seuche? 

Entspricht es den Tatsachen, daß, wie die Zeit- 
schrift „Die Biene" 3/71 berichtet, in einer 
neuen Verordnung zur Ablösung der bisheri- 
gen Verordnung zum Schutze gegen die bös- 
artige Faulbrut und die Milbenseuche der 
Biene vom 28. Juli 1964 (BGBl. I S. 562) keine 
Vorschrift zur Bekämpfung der Milbenseuche 
vorgesehen ist und die Anzeigepflicht für die 
Milbenseuche aufgehoben wird, und gegebe- 
nenfalls welche Gründe sind hierfür ausschlag- 
gebend? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung hinsichtlich der Entschädigung der sog. 
„Ostmüller", und sind Maßnahmen auf diesem 
Gebiet im Rahmen des Mühlensanierungspro- 
grammes getroffen worden? 


44. Abgeordneter 

Pieroth 


43. Abgeordneter 
Pensky 


39. Abgeordneter 
Vogt 
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45. Abgeordneter 
Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) 


Ist die Bundesregierung bereit, der Empfeh- 
lung der Beratenden Versammlung des Euro- 
parates vom 27. Januar 1971 (Dokument 2887) 
zu entsprechen und die freiwillige Zusammen- 
arbeit in der Landwirtschaft auf dem Gebiet 
der Produktion als ein Mittel neben anderen 
zur Verbesserung der Produktionsstruktur, 
zur Kostenersparnis und zur Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen zu unterstüt- 
zen, hierfür u. a. die zweckdienlichen wirt- 
schaftlichen, rechtlichen und steuerrechtlichen 
Voraussetzungen zu schaffen, die Landwirte 
über die Möglichkeiten und evtl. Vorteile der 
verschiedenen Formen zwischen- und üherhe- 
triehlicher Zusammenarbeit informieren und 
beraten zu lassen und wissenschaftlich kon- 
trollierte Modellversuche zu fördern? 


46. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft geben, 
Bitlelmann welche Forschungsaufträge im Bereich Kartof- 

felforschung im Jahre 1971 erteilt werden, und 
an welche Institutionen die Forschungsaufträge 
vergeben werden sollen? 


47. Abgeordneter Kann die Bundesregierung mitteilen, ob und 
Bittelmann wann die Bundesforschungsanstalt in Detmold 

mit den Arbeiten im Bereich Kartoffelfor- 
schung beginnen wird, wie in Beantwortung 
der Anfrage A. 98 (Drucksache VI/525; Steno- 
graphischer Bericht über die 41. Sitzung am 
20. März 1970, Seite 2082) durch das Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten angekündigt wurde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


48. Abgeordneter Wie viele Jugendliche stehen seit Inkrafttreten 
Zebisch des Arbeitsförderungsgesetzes in einem Lehr- 

verhältnis, und wie viele haben eine Berufs- 
ausbildungsbeihilfe beantragt? 


49. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Zebisch Möglichkeiten der Gewährung von Berufsaus- 

bildungsbeihilfen ausreichend bekannt sind, 
und denkt sie daran, die Möglichkeiten der 
Ausbildungsbeihilfen zur Berufsausbildung in 
ähnlicher Weise zu publizieren wie die Aus- 
bildungsförderungsmöglichkeiten für Schüler 
und Studenten? 


50. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung auf Grund der 
Geisenhofer neuesten Presseveröffentlichungen über die 
rückläufigen Geburtenziffern noch an das 
Funktionieren der langfristigen Planung in der 
Rentenversicherung? 
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51, Abgeordneter 
Geisenhofer 


52. Abgeordneter 
Sdiedl 


53. Abgeordneter 
Katzer 


54. Abgeordneter 
Katzer 


55.* Abgeordneter 
Wawrzik 


56. Abgeordneter 
Wawrzik 


57. Abgeordneter 

Dr. Sdiulze- 
Vorberg 


58. Abgeordneter 

Varelmann 


59. Abgeordneter 
Varelmann 


In welcher Finanzsituation befindet sich die 
knappschaftliche Rentenversicherung, d. h., wie 
hoch werden die Defizite bis 1973 geschätzt? 


Worauf führt die Bundesregierung die stei- 
genden Kosten seit 1969 in der gesetzlichen 
Unfallversicherung (Renten für Verletzte und 
Erkrankte, Kosten für ambulante und statio- 
näre Heilbehandlung, Aufwendimgen für Be- 
rufshilfe und Unfallverhütung) zurück, und 
welche Maßnahmen sind im Rahmen der „In- 
neren Reformen“ vorgesehen, Gefahren und 
Kosten zu senken? 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach innerhalb 
der Bundesregierung Überlegungen angestellt 
werden, die Bundes Zuschüsse an die Kranken- 
kassen für Mutterschutzaufwendungen zu ver- 
schlechtern? 


Ist an eine vollständige Streichung oder an 
eine Kürzung und ggf. in welchem Umfang 
gedacht? 


Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 
dem § 27 e der Gemeinsamen Vorschriften der 
Reichsversicherungsordnung einen Kostenbe- 
trag bei Errichtung oder Erweiterung von Ge- 
bäuden festzusetzen, bis zu dessen Höhe eine 
Genehmigung des Aufsichtsamts nicht erfor- 
derlich ist? 


Wenn ja, welche Höhe würde die Bundesre- 
gierung für angemessen halten, um sowohl 
eine wirksame Verwaltungs Vereinfachung zu 
erzielen, wie auch eine Erweiterung der Rechte 
der Selbstverwaltung zu erreichen? 


Welche Fortschritte hat die Bundesregierung 
bei ihren Bemühungen zur Koordination der 
Arbeitsmarktpolitik und der Arbeitsmarktfor- 
schung erzielt, mit welchen Kostenveränderun- 
gen? 


Müssen die Versicherten in der Rentenversi- 
cherung der Arbeiter weiterhin befürchten, von 
der Bereitstellung der Mittel für die Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus durch die Renten- 
versicherung ausgeschlossen zu sein? 


Ist es gerechtfertigt, die Versicherten in der 
Rentenversicherung der Arbeiter in bezug der 
Förderung des Wohnungsbaus, insbesondere 
von Eigenheimen, schlechter zu stellen als die 
Versicherten in der Angestelltenversicherung? 
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Gesdiäftsbereicii des Bundesministers der Verteidigung 


60. Abgeordneter Treffen Presseberichte zu, nach denen das 

Dr. Ahrens Teufelsmoor bei Bremen als Bombenziel für 

NATO-Luftwaffenverbände vorgesehen sein 
soll? 

61. Abgeordneter Wer hat veranlaßt, daß der Führungsstab des 
Dr. Zimmermann Heeres fernschriftlich beim 2. Korps in Ulm 

und beim Territorialkommando Süd in Heidel- 
berg Ermittlungen über die Verbreitung des 
„Bayern-Kurier“ in den süddeutschen Kaser- 
nen eingeleitet hat? 

62. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung das Vorgehen des 

Gierenstein Führungsstabes des Heeres? 

63. Abgeordneter Weshalb erstrecken sich die Ermittlungen nur 

Gierenstein auf den „Bayern-Kurier“, nicht aber auf sämt- 

liche Zeitungen und Zeitschriften, die in den 
Kasernen der Bundeswehr aufliegen? 

64. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 

Biehle die Fernschreiben, die an sämtliche Einheiten 

der Bundeswehr im süddeutschen Raum wei- 
tergeleitet wurden, erhebliche Unruhe in der 
Truppe entstanden, und daß Soldaten, die den 
„Bayern-Kurier" per Streifband beziehen, aus 
Furcht vor Repressalien („Schwarze Listen“ 
beim Bundesverteidigungsministerium, Ver- 
merke in den Personalakten) die Post ange- 
wiesen haben, den „Bayern-Kurier“ an ihre 
Heimatanschrift zu senden? 

65. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, daß die Aktionen 

Biehle des Bundesverteidigungsministeriums wegen 

der Verbreitung des „Bayern-Kurier" ange- 
sichts der genannten psychologischen Auswir- 
kungen in der Truppe vereinbar sind mit Ar- 
tikel 5 Abs. 1 des Grundgesetzes, wonach je- 
dermann das Recht garantiert ist, „sich aus 
allgemein zugänglichen Quellen ungehindert 
zu unterrichten“ ? 

66. Abgeordneter Warum glaubt die Bundesregierung, ausge- 

Dr. Gnihl rechnet eines der letzten unberührten Hoch- 

moore, das unter Naturschutz stehende Teu- 
felsmoor bei Worpswede, als Zielgebiet für 
Bombenabwürfe ausweisen zu müssen? 

67. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 

Dr. Gnihl daß Naturschutzgebiete in Zukunft grundsätz- 

lich von militärischer Inanspruchnahme frei- 
gehalten werden können, zumal durch Aufgabe 
landwirtschaftlicher Nutzflächen immer mehr 
Brachland zur Verfügung steht? 
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68. Abgeordneter Mit welcher Begründung werden Prüfer im 

Jung truppentechni sehen Dienst bei der Bemessung 

der Fliegerzulage nur in die Gruppe der fall- 
weise mitfliegenden Personen eingestuft, ob- 
wohl sie nach ZDv 19/1 bzw. 19/2 zur notwen- 
digen Mindestbesatzung gehören und zum 
ständigen Mitfliegen verpflichtet sind? 

69. Abgeordneter Wie hat sich die Höhe der Fliegerzulage für 

Jung Prüfer seit 1960 verändert und entspricht diese 

Entwicklung der Veränderung der Zulagen für 
Piloten und „Scheinerhalter"? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


70. Abgeordneter Ist es richtig, daß die Zahl der im Handel be- 
Dr. Schmitt- Endlichen Medikamente in der Bundesrepu- 
Vockenhausen blik Deutschland zehnmal größer ist als in den 

USA, so daß hier von einer Medikamentenflut 
gesprochen werden kann? 

71. Abgeordneter Welche Konsequenzen ergeben sich gegebe- 
Dr. Schmitt- nenfalls aus dieser Tatsache? 

Vockenhausen 

72. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung die Perso- 

Kiechle nallage in den Krankenanstalten mittel- und 

langfristig zu lösen, nachdem immer deut- 
licher wird, daß die katholischen Orden und 
die Diakonissen unter schweren Nachwuchs- 
sorgen leiden? 

73. Abgeordneter Welchen Wert mißt die Bundesregierung dem 

Picard in Mannheim geplanten „Zentralinstitut für 

seelische Gesundheit" für die Reform der psy- 
chiatrischen Versorgung zu? 

74. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit 

Picard und Möglichkeit, einer finanziellen Beteiligung 

des Bundes an den Betriebskosten des genann- 
ten Instituts nach dessen Fertigstellung, vor- 
aussichtlich ab 1974? 

75. Abgeordnete Gibt es Untersuchungsmethoden, die die Rück- 
Frau Dr. Orth stände von DDT oder anderen Pflanzenschutz- 
mitteln im Fleisch von Kühen oder in der 
Milch und in Milchprodukten einwandfrei fest- 
stellen können, werden solche Untersuchungen 
regelmäßig durchgeführt und die Ergebnisse 
der Öffentlichkeit bekannt gegeben? 
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76. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Matthöf er die Bundes] ugendplanmittel für den deutsdi- 

spanischen Jugendaustausch vom kommenden 
Haushaltsjahr an so lange auszusetzen sind, 
bis auch mit Spanien der Austausch von Lehr- 
lingsgruppen aus Produktionsbetrieben mög- 
lich ist und bis der Austausch so organisiert 
ist, daß ein Kennenlernen der politischen 
Systeme und sozialen Verhältnisse auf beiden 
Seiten gewährleistet ist? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, dar- 
auf hinzuwirken, daß sdiwangere Frauen bes- 
ser als bisher auf die Gesundheitsschäden hin- 
gewiesen werden, die dem ungeborenen Kind 
durch Rauchen während der Schwangerschaft 
zugefügt werden und unter anderem zu Früh-, 
Fehl- und Totgeburten führen? 

78. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 
Dr. Arnold fassung namhafter Pädagogen und Psycholo- 

gen, daß die zahlreichen „Brutalitäts-Sendun- 
gen" in den Fernsehprogrammen (nach einer 
der Untersuchungen sollen während eines Be- 
richtsraumes pro Tag im Durchschnitt 49,4 Ver- 
brechen mit 14,7 Toten auf der Mattscheibe 
gezeigt worden sein) negative Beeinflussun- 
gen auf Jugendliche und Kinder ausüben? 

Ist es zutreffend, daß die für die Zeit vom 
18. bis 26. September 1971 vorgesehene Aus- 
stellung „Eltern 71" des Bundesministeriums 
für Jugend, Familie und Gesundheit ausfällt? 

80. Abgeordneter Wenn ja, welche Gründe sind dafür maßge- 

Meinike bend? 

(Oberhausen) 

81. Abgeordneter Bis wann ist mit einer stärkeren Bestrafung 

Weigl des Rauschgifthandels zu rechnen? 


Gesdiäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

82. Abgeordneter Hält die Bundesregierung angesichts der Er- 

Dr. Abelein gebnisse in ihrem Verkehrsbericht 1970 und im 

Hinblick auf die zu erwartenden Kosten für ein 
solches Projekt in Höhe von etwa 2,5 Milliar- 
den DM die Gründung von zwei interkontinen- 
talen Großflughäfen im süddeutschen Raum 
für realisierbar? 

83. Abgeordneter Wäre nicht für die Bedienung des bayerischen 

Dr, Abelein und baden-württembergischen Wirtschafts- 

raums ein gemeinsamer interkontinentaler 
Großflughafen im Raum zwischen München 
und Stuttgart, eventuell zwischen Ulm und 
Augsburg, die geeigneteste Lösung? 


79. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 


77. Abgeordneter 
Bay 
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84. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Vor- 
Dr. Müller schritten, die die Erteilung einer bseonderen 

(München) Fahrerlaubnis für Elektrofahrzeuge vorsieht, 

aufzuheben? 


85. Abgeordneter Entsprechen Pressemeldungen den Tatsachen, 
Dr. Müller daß es zur Zeit überhaupt keine Möglichkeit 

(München) gäbe, die erforderliche Prüfung für die Ertei- 

lung einer Fahrerlaubnis für Elektrofahrzeuge 
in der Bundesrepublik Deutschland abzulegen? 


86. Abgeordneter Wird die Bundesregierung die Höchstge- 
Dr. Jobst schwindigkeit für landwirtschaftliche Fahrzeu- 

ge, die von Inhabern des Führerscheins Klas- 
se IV geführt werden dürfen, im Hinblick auf 
die Entwicklung im Straßenverkehr von jetzt 
20 km/Stunde heraufsetzen? 


87. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, da- 

Dr. Slotta mit die Doppelausfertigung von Kraftfahr- 

zeugscheinen in Zukunft großzügiger geregelt 
werden kann? 


88. Abgeordneter Ist der Bundesminister für Verkehr der Auf- 
Schröder fassung, daß die in seinem „Bericht über die 

(Wilhelminenhof) Möglichkeiten der Ems-Fahrwasservertiefung 
bei gleichbleibenden Kosten'' vom 25. März 
1971 angekündigten Baggerungsarbeiten für 
die Dauer von zwei Jahren ausreichen, um 
80 000 tdw-Erzfrachtern ab Frühjahr 1973 die 
Zufahrt zum Leichterplatz Dukegat zu ermög- 
lichen? 


89. Abgeordneter Unter welchen Voraussetzungen kann von 

Pawelczyk einem Telefonanschluß ein Nebenanschluß in 

ein Gebäude gelegt werden, das im Bereich 
eines anderen Ortsnetzes liegt als der Haupt- 
anschluß? 


90. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in besonderen 
Pawelczyk Fällen (z. B. bei Ärzten in ländlichen Gebie- 

ten) die Voraussetzungen für die Einrichtung 
von Nebenanschlüssen flexibel zu handhaben, 
um dem Interesse der Allgemeinheit (hier: 
ärztliche Versorgung) entgegenzukommen? 


9l. Abgeordneter Wieweit treffen Meldimgen zu, nach denen 
Josten viele Postdienststellen in kleinen Gemeinden 

aufgelöst werden sollen? 


92. Abgeordneter Bis zu welchem Zeitpunkt wird in jedem Ort 
Sperling über 200 Einwohner mindestens ein öffent- 

licher Telefonanschluß installiert sein? 
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93. Abgeordneter Legt die Bundesregierung bei der Planung der 

Sperling Einrichtung von öffentlichen Telefonanschlüs- 

sen in kleinen Gemeinden die Ortsgrenzen 
vor oder nach laufenden Verwaltungs- und 
Gebietsreformen zugrunde, so daß als „Ort 
über 200 Einwohner“ auch ein „Ortsteil" mit 
entsprechender Bevölkerungszahl verstanden 
wird? 

94. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Wohlrabe die Postscheckämter den § 7 Abs. 1 Satz 1 der 

Postscheckordnung vom 1. Dezember 1969 rich- 
tig anwenden, wenn sie von einem Postscheck- 
teilnehmer (Kaufmann), der einen weiteren 
Prokuristen bestellt hat, außer der rechtsver- 
bindlichen Erklärung des Postscheckteilneh- 
mers durch das „Unterschriftsblatt" einen Han- 
delsregisterauszug fordern? 


Gesdhäftsbereicii des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


95. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Einkom- 

Dr. Hauff mensobergrenze, die für den Bezug von Woh- 

nungen aus dem sozialen Wohnungsbau be- 
rechtigt, für Aussiedler aus den ehemaligen 
deutschen Ostgebieten für eine bestimmte Zeit 
aufzuheben, um auf diese Weise der beson- 
deren Situation dieses Personenkreises gerecht 
zu werden? 

96. Abgeordneter Ist es nach Meinung der Bundesregierung mit 

Walkhoff den Gesichtspunkten des sozialen Wohnungs- 

baus zu vereinbaren, wenn Bauherren öffent- 
lich geförderte Miethäuser in Eigentumswoh- 
nungen aufteilen und mit hohem Gewinn ver- 
kaufen? 


97. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zur Ver- 

Walkhoff besserung des Schutzes der Mieter von Sozial- 

wohnungen zu tun, denen nach Verkauf der 
Wohnungen als Eigentumswohnungen an Drit- 
te häufig die Kündigung droht? 

98. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Röhner deutsche UNESCO-Kommission bei ihrer dies- 

jährigen Tagung am 23./24. April 1971 sich 
erstmals zugunsten einer deutschen Stadt er- 
klärte, in dem sie in einer eigens beschlosse- 
nen Resolution „alle zuständigen Stellen in 
der Bundesrepublik" aufgefordert hat, Bam- 
berg als eines der wichtigsten deutschen Zen- 
tren der Kunst- und Städtekultur zu schützen 
und zu erhalten? 
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99. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Sinne die- 

Röhner ser UNESCO-Resolution für Maßnahmen der 

Stadtsanierung in Bamberg schwerpunktmäßig 
und vorrangig Förderungsmittel, etwa ent- 
sprechend § 56 des Regierungsentwurfs des 
Städtebauförderungsgesetzes, zuzuteilen? 


Gesdiäftsbereich des Auswärtigen Amts 


100. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


101. Abgeordneter 
Blumenfeld 


102. Abgeordneter 

Blumenfeld 


103. Abgeordneter 

Engelsberger 


104. Abgeordneter 
Engelsberger 


105. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 


106. Abgeordneter 
Dr« Dollinger 


Ist die Bundesregierung bereit, mit ihren Part- 
nern in der EWG dahin gehend zu verhandeln, 
daß bilaterale Handelsabsprachen und Han- 
delsabkommen mit den Staaten des Ostblocks 
nur mit dem Blick auf die angestrebte Gemein- 
schaftspolitik geschlossen werden und dadurch 
bilaterale Präferenzen ausgeschaltet werden? 

Was wird für den Besuch des deutschen Aus- 
senministers in Israel als „eine Lage im Nahen 
Osten" bezeichnet, die einen solchen Besuch 
als zweckmäßig und richtig erscheinen läßt? 

Wann wird die Bundesregierung den schon 
seit Januar 1970 in Aussicht gestellten Termin 
für einen Gegenbesuch des Außenministers in 
Israel festlegen und bekanntgeben? 

Welche Konsequenzen beabsichtigt die Bun- 
desregierung aus der Tatsache zu ziehen, daß 
die sowjetischen Behörden in Moskau der 
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland die 
Kontaktaufnahme mit dem verhafteten Vertre- 
ter eines Westberliner Reiseunternehmens 
verweigert haben mit der Begründung, daß die 
Botschaft der Bundesrepublik Deutschland für 
Westberliner nicht zuständig sei? 

Läßt sich aus der Weigerung der sowjetischen 
Behörden, die Westberliner durch die Bundes- 
republik Deutschland im Ausland konsularisch 
vertreten zu lassen, nicht der Schluß ziehen, 
daß die sowjetische Regierung nicht bereit ist, 
die Voraussetzungen für eine befriedigende 
Berlinregelung zu erfüllen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß aussiedlungswillige Deutsche in Po- 
len nach Auskunft des Deutschen Roten Kreu- 
zes und laut zahlreichen Pressemeldungen z. T. 
schweren persönlichen Diskreminierungen aus- 
gesetzt sind? 

Ist die Bundesregierung bereit, die polnische 
Regierung aufzufordern, die bei der Vertrags- 
unterzeichnung ausgesprochenen Zusagen in 
bezug auf die Familienzusammenführung ein- 
zuhalten? 
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107. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 


Welche Gründe sind nach Auffassung der Bun- 
desregierung für die Tatsache verantwortlich 
zu machen, daß die Zahl der in der Bundes- 
republik Deutschland eintreffenden deutschen 
Aussiedler aus Polen seit Wochen kontinuier- 
lich sinkt, obwohl die Anträge auf Ausreise 
in letzter Zeit sprunghaft gestiegen sind? 


108. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die gegen- 
wärtig in der polnischen Presse zu beobach- 
tende Polemik gegen die Aussiedlung? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, beim Rat der 
Dr. Jahn Europäischen Gemeinschaften darauf hinzu- 

(Braunschweig) wirken, daß die Beziehungen zwischen den 
Europäischen Gemeinschaften und Lateiname- 
rika nach der Übermittlung der „Erklärung von 
Buenos Aires" auf eine neue Grundlage der 
Zusammenarbeit gestellt werden? 

Wie und mit welchen konkreten Vorschlägen 
grundsätzlicher und institutioneller Art wird 
die Bundesregierung beim Rat der Europäi- 
schen Gemeinschaften die Forderung des Euro- 
päischen Parlaments nach dem Erlaß konkreter 
Leitlinien für die Verhandlungen mit Latein- 
amerika unterstützen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter Welche Mengen giftiger Abfallstoffe sind im 

Dr. Evers Jahre 1970 in die Bundesrepublik Deutschland 

eingeführt worden? 

4. Abgeordneter Aus weichen Ländern wurden giftige Abfall- 

Dr. Evers Stoffe in die Bundesrepublik Deutschland ein- 

geführt, über welche Grenzen kamen sie her- 
ein und an weiche der Bundesregierung in der 
Zwischenzeit bekanntgewordenen Plätze wur- 
den sie zur Ablagerung transportiert? 

5. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung veranlaßt, den 

Wuwer diesjährigen Oberhausener Filmfesttagen ei- 

nen Zuschuß zu versagen? 

6. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Dr. Slotta rung gegen den Beschluß der Länderinnen- 

minister zu ergreifen, illegal eingewanderten 
Gastarbeitern eine nachträgliche Legalisierung 
ihrer Einreise zu verweigern, da eine Auswei- 
sung dieser Gastarbeiter eine besondere Härte 
für die Betroffenen darstellen würde, und wie 
gedenkt die Bundesregierung solche illegalen 
Einreisen in Zukunft zu verhindern? 

7. Abgeordneter Wird in den seltenen Fällen, in denen Witwen 

Dichgans und Waisen deutscher Beamten nicht die deut- 

sche Staatsangehörigkeit besitzen, diesen die 
Zahlung der Versorgungsbezüge verweigert? 


2. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
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8. Abgeordneter Wird die Bundesregierung gegebenenfalls eine 
Dichgans Änderung dieser Bestimmungen betreiben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


9. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Slotta rung, die Mindestdeckungssumme in der Kraft- 

fahrzeugversicherung von 250 000 DM zu erhö- 
hen, da sich die jetzige Mindestdeckungssum- 
me vielfach als zu niedrig erweist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


10. Abgeordneter Nach welchen Förderungsprogrammen können 

Wagner bestehende Mittelstandsbetriebe, die ihren 

(Günzburg) Sitz weder im Zonenrandgebiet noch in Gebie- 

ten der regionalen Aktionsprogramme bzw. in 
Bundesausbauorten haben, Finanzhilfen des 
Bundes erhalten? 


11. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
Wagner zu, daß aus strukturpolitischen Erwägungen 

(Günzburg) eine generelle Förderung des Mittelstandes 

notwendig ist und diese daher nicht nur auf 
bestimmte Gebiete bzw. auf bestimmte Arten 
von Investitionen beschränkt werden darf? 


12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß beim 

Meister Export deutscher Edelmetallerzeugnisse die 

Importländer durch ihre Zollbehörden Prüfun- 
gen des Reinheitsgehaltes der Legierungen 
vornehmen können und ggf. auch vornehmen, 
während für die Einfuhr derartiger ausländi- 
scher Erzeugnisse in die Bundesrepublik 
Deutschland keinerlei Überprüfungen vorge- 
sehen sind, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung zu tun, um gleiche Wettbewerbschancen 
zu schaffen? 


13. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Ge- 
Meisler gensatz zur Bundesrepublik Deutschland in 

verschiedenen für die Einfuhr in die Bundes- 
republik Deutschland arbeitenden Hersteller- 
länder die sog. Minustoleranzen bei Edelme- 
tallegierungen sehr groß ist, und ist die Bun- 
desregierung bereit, diese Frage zu überprüfen 
und für gleiche Wettbewerbsbedingungen zu 
sorgen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


14. Abgeordneter In Ergänzung zu meinen Fragen, die im Steno- 
Bittelmann graphischen Bericht über die 114. Sitzung (Sei- 

te 6695) schriftlich beantwortet wurden, frage 
ich, ob der Bundesregierung bekannt ist, daß 
im vierten Quartal 1969 aus Polen und der 
CSSR lediglich 40 Tonnen Kartoffelstärke in 
die Bundesrepublik Deutschland eingeführt 
wurden, dagegen im vierten Quartal 1970 be- 
reits 3850 Tonnen, und daß dadurch der Absatz 
deutscher Kartoffelstärke auf bestimmten 
Märkten (z. B. Berlin) negativ beeinllußt 
wurde? 


15. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Meinung, daß 
Biltelmann die deutschen Kartoffelstärkeerzeuger mit ad- 

ministrativ festgesetzten Einstandspreisen für 
den Rohstoff Kartoffeln dem Preisdruck der 
Ostblockländer nicht gewachsen sein können, 
da die Ostblockländer die Preise nicht auf 
Grund der Gestehungskosten zu kalkulieren 
brauchen? 


16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich bei den 
Kiechle gegenwärtigen Verhandlungen in Brüssel über 

die Einrichtung eines fast 14 000 t umfassen- 
den Gemeinschaftskontingents für Cheddar da- 
für einzusetzen, daß die deutschen Flersteller 
von Cheddar an diesem Gemeinschaftskontin- 
gent angemessen beteiligt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


17. Abgeordneter 

Müller 

(Remscheid) 


18. Abgeordneter 

Müller 

(Remscheid) 


19. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Trifft es zu, daß Multiple Sklerose deshalb 
nicht als Kriegsleiden in der Kriegsopferver- 
sorgung anerkannt werden kann, weil über 
die Ursachen dieser Krankheit in der ärztlichen 
Wissenschaft Ungewißheit besteht? 

Würde die Bundesregierung aus diesem Grun- 
de und wegen der besonders schweren Bela- 
stungen, die eine Multiple Sklerose für den 
Erkrankten mit sich bringt, eine großzügige 
Anwendung der Härtevorschriften in der 
Kriegsopferversorgung bei Fällen der Mul- 
tiplen Sklerose befürw^orten? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung im Rahmen der gewerberechtlichen Vor- 
schriften, die Einrichtung von tabakrauchfreien 
Arbeitsplätzen zu erweitern und zu verbes- 
sern? 
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20. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung noch für gerecht- 

Weigl fertigt, daß Bezieher von Altersruhegeld aus 

der gesetzlichen Rentenversicherung, die in 
einem Arbeitsverhältnis stehen und aus die- 
sem krankenversicherungspflichtig sind, im 
Krankheitsfall von der siebenten Krankheits- 
woche ab keinen Anspruch auf Krankengeld 
haben? 

21. Abgeordneter Ist auf Grund der großen Beschlüsse des 

Weigl Großen Senats des Bundessozialgerichts vom 

11. Dezember 1969 eine erhebliche Zunahme 
der Erwerbs- und Berufsunfähigkeitsrentner 
eingetreten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, angesichts des 

Dr. Hubrig ständig zunehmenden Urlauberverkehrs in 

den umliegenden Ortschaften des NATO- 
Schießplatzes Bergen-Hohne darauf hinzuwir- 
ken, daß Nachtschießübungen in den Haupt- 
reisemonaten Juni, Juli, August auf diesem 
Platz auf ein Minimum beschränkt werden? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

23. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, daß auf Grund eines 

Zebisch EWG-Richtiinienvorentwurfs die Bedingungen 

an die Führung der Berufsbezeichnung Mas- 
seur bzw. medizinischer Bademeister entschei- 
dend eingeschränkt werden sollen und dadurch 
keine Möglichkeit mehr besteht, Qualifikatio- 
nen zu unterscheiden? 

24. Abgeordneter Arbeitet die Bundesregierung an Berufsbildern 

Zebisch nach dem Berufsbildungsgesetz zu den Berufen 

Bademeister oder Masseur, und wie wird dabei 
den besonderen Interessen von Rehabilitanten 
und Umschülern, die diese Berufe häufig er- 
greifen, Rechnung getragen werden? 

25. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eventuell durch 

Wuwer entsprechende Änderung der Gewerbeordnung 

dafür Sorge zu tragen, daß Altenpflegeheime 
nur von fachlich qualifizierten und charakter- 
lich zweifelsfreien Personen geleitet werden? 

26. Abgeordneter Welche Folgerungen zieht die Bundesregie- 
Dr, Jungmann rung aus dem Vorschlag des Bundesgesund- 
heitsrates, in sämtlichen Krankenhäusern eine 
Diagnosenstatistik zu führen, insbesondere 
hinsichtlich des Schutzes der Intimsphäre der 
Patienten und der zur Aufrechterhaltung die- 
ses Schutzes bestehenden ärztlichen Schweige- 
pflicht? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


27. AbgeordEoter 

Dasch 


28. Abgeordneter 

Müller 

(Nordenham) 


29. Abgeordneter 

Müller 

(Nordenham) 


30. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


31. Abgeordneter 

Dr. Beermanii 


32. Abgeordneter 

Picard 


33. Abgeordneter 
Picard 


Ist die Bundesregierung bereit, bei der Deut- 
schen Bundesbahn anzuregen, in die zukünf- 
tige Planung von S-Bahnen im Raum München 
die Strecke Markt Schwaben— Mühldorf vor- 
zusehen? 

Welches Eirgebnis haben die Untersuchungen 
des Deutschen Mydrographischen Instituts, 
durchgeführt vom Forschungsschiff „Gauss“, in 
der Kieler Bucht und in der Deutschen Bucht 
im September 1970 hinsichtlich der Wasser- 
verscliHiutzung, insbesondere aus der Titan- 
dioxyd-Produktion, gehabt? 

Treffen Berichte der Nordwest-Zeitung, Olden- 
burg (Oldb), vom 11. März 1971 zu, in denen 
behauptet wird, daß Straßenbaugroßprojekte 
im Verwaltungsbezirk Oldenburg/Niedersach- 
sen (Bundesautobähn und Bundesfernstraßen) 
in erheblichem Maße gefährdet sind oder mit 
längeren Verzögerungen zu rechnen ist, weil 
auf dem Gründer vverbssektoi jetzt ein „finste- 
rer Zustand" herrsche, während man in der 
Bauausführung verhäUnismäßig schnell voran- 
kommen könnte? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das eng- 
lische Unterhaus am 5. April 1971 über die 
Möglichkeit diskutieren wird, durch Reklame- 
aufdruck auf der Biieimarkenrückseite einen 
Teil des defizitären Posthaushalts zu decken? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Deutsche Bundesbahn und die Deutsche Bun- 
despost die vorhandenen Weibemöglichkeiten 
als zusälzliche Einiiahinequelie {z. B. Poststern- 
pelreklame, Reklame auf der Briefmarkenrück- 
seite, Beschriftung von Bundesbahnwagen — - 
wie es bereits bei den Straßenbahnen ge- 
schieht) voll ausnutzen sollten, um auf diese 
Weise den Haushalt zu entlasten? 

Nachdem der Bundesminister für Verkehr am 
28. Juli 1970 den Bau der neuen B 45 südlich 
Weißkirchen für 1972 in Aussicht gestellt, am 
2. Dezember 1970 den Beginn aber erst für 1973 
erklärt hat, frage ich, wann verbindlich mit der 
Inbetriebnahme der B 45 neu bis Ober-Roden 
gerechnet werden kann? 

Trifft es zu, wie in letze r Zeit mehrfach auf 
kommunaler Ebene zu hören war, daß nicht 
nur die Vv^eiterführiing der B 45 neu von Ober- 
Roden bis Dieburg nicht vor 1975 begonnen 
werden könne, sondern auch die Finanzierung 
des Abschnittes Weißkirchen — Ober-Roden in 
Frage gestellt sei? 
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34. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu (vgl. Ruhr-Nach- 

Urbaniak richten vom 29. April 1971), nach denen die 

Sauerlandlinie zwischen den Anschlußstellen 
Ruhrschnellweg im Süden (bei Dortmund- 
Dorstfeld) und Autobahn Oberhausen — Hanno- 
ver im Norden nicht wie geplant innerhalb der 
nächsten zwei Jahre fertiggestellt wird? 

35. Abgeordneter Kann die Bundesregierung mir einen verbind- 

Urbaniak liehen Termin für die Fertigstellung dieses 

Bauabschnitts nennen? 

36. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Engelsberger in allen Fernzügen ein Abteil „Mutter und 

Kind" einzurichten? 

37. Abgeordneter Warum wurde an der Anschlußstelle bei Siegs- 
Engelsberger dorf an der Autobahn München — Salzburg das 

Ausfahrtsziel „Siegsdorf" gestrichen, obwohl 
in Schreiben des Autobahnbauamtes München 
vom 27. April und 25. Mai 1970 Siegsdorf aus- 
drücklich aufgeführt und ebenfalls auf den 
Straßenkarten diese Anschlußstelle unter 
„Siegsdorf' Traunstein" eingetragen ist, und ist 
die Bundesregierung bereit, die Zielangabe 
„Siegsdorf" wieder anbringen zu lassen? 

38. Abgeordneter Wann wird mit dem Bau der Umgehung von 

Dr. Jobst Schwandorf im Zuge der Schnellstraße Wei- 

den— Regensburg, die wegen der Verkehrs- 
schwierigkeiten infolge der engen Ortsdurch- 
fahrt der B 15 von großer Bedeutung ist, be- 
gonnen? 

39. Abgeordneter Welche Anforderungen stellt die Bundesregie- 

Link rung an die Verkehrsplanung für Autobahnen, 

um die heutigen Erkenntnisse der Umweltge- 
fährdung zu berücksichtigen, insbesondere in 
den Ballungsgebieten, und sieht sie diese für 
das geplante Teilstück der Autobahn Bingen — 
Hanau, das in Hochlage und bis zu acht Meter 
an bebaute und bewohnte Grundstücke mitten 
durch Frankfurt geführt werden soll, für die 
betroffene Frankfurter Bevölkerung als gesi- 
chert an? 

40. Abgeordneter Wenn nein, welche Möglichkeiten sieht die 

Link Bundesregierung, korrigierend in die Planung 

einzugreifen, damit der notwendige Umwelt- 
schutz den Anforderungen der Bundesregie- 
rung entsprechend für die betroffene Bevölke- 
rung gewährleistet werden kann? 

41. Abgeordneter Sind die Möglichkeiten für die Bereitstellung 

Schröder der erforderlichen Haushaltsmittel für die 

(Wiihelminenhof) Maßnahmen zur Beseitigung des Gefahrenzu- 
standes am Südstrand von Borkum inzwischen 
geprüft, und wann kann mit dem Beginn der 
Sicherungsmaßnahmen gerechnet werden? 
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42. Abgeordneter Werden alle Anträge auf Gewährung von 
Schröder Bundeszuwendungen zur Förderung des kom- 

(Wilhelminenhof) binierten Verkehrs und des Gleisanschlußver- 
kehrs, die dem Bundesminister für Verkehr 
bereits von den Bundesbahndirektionen vor- 
geprüft vorliegen, bewilligt, und wann kann 
mit einem Bescheid an Antragsteller aus dem 
vergangenen Frühjahr gerechnet werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

43. Abgeordneter Ist es richtig, daß mangeis Durchführungsver- 
Leicht Ordnung Entscheidungen nach den neuen Be- 

stimmungen des Wohngeldgesetzes durch die 
Landratsämter noch nicht ergehen können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

44. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung angesichts des 
Dr. Jungmann Votums des Bundesgesundheitsrats unterneh- 
men, um dem sich abzeichnenden starken 
Mangel an Zahnärzten wirksam zu begegnen 
und um die auch vom Bundesgesundheitsrat 
für dringend notwendig gehaltene Verdoppe- 
lung der Ausbildungsplätze in der Zahnmedi- 
zin auf mindestens 2000 unverzüglich zu er- 
reichen? 


Bonn, den 30. April 1971 
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